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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.01.1998 

Geschäftszahl 

95/19/0225 

Rechtssatz 

Eine sinngemäße Anwendung der für die Verlängerung von Bewilligungen geltenden Vorschriften kommt nach 
§ 13 Abs 1 erster Satz AufenthaltsG 1992 nur bei solchen Fremden in Frage, die sich zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des AufenthaltsG 1992 aufgrund einer "Berechtigung zum Aufenthalt" rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhielten. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des AufenthaltsG 1992 stand das gegen den Fremden 
erlassene Aufenthaltsverbot noch in Geltung. Da gem § 27 Abs 2 PaßG ein Sichtvermerk, der einem Fremden 
erteilt war, mit Rechtskraft eines Aufenthaltsverbotes ungültig wurde, verfügte der Fremde bereits ab Rechtskraft 
des gegen ihn erlassenen Aufenthaltsverbotes über keinen Sichtvermerk. 


